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Text 

1. Abschnitt 

Allgemeines 

Zweck 

§ 1. (1) Zweck dieses Bundesgesetzes ist es, durch Förderung des Wettbewerbes im Bereich der 
elektronischen Kommunikation die Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft mit zuverlässigen, 
preiswerten, hochwertigen und innovativen Kommunikationsdienstleistungen zu gewährleisten. 

(2) Durch Maßnahmen der Regulierung sollen folgende Ziele erreicht werden: 

 1. Schaffung einer modernen elektronischen Kommunikationsinfrastruktur zur Förderung der 
Standortqualität auf hohem Niveau; 

 2. Sicherstellung eines chancengleichen und funktionsfähigen Wettbewerbs bei der Bereitstellung von 
Kommunikationsnetzen und Kommunikationsdiensten durch 

 a) Sicherstellung größtmöglicher Vorteile in Bezug auf Auswahl, Preis und Qualität für alle Nutzer, 
wobei den Interessen behinderter Nutzer besonders Rechnung zu tragen ist; 

 b) Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen oder Wettbewerbsbeschränkungen; 

 c) Förderung effizienter Infrastrukturinvestitionen und Innovationen sowie die Sicherstellung von 
bestehenden und zukünftigen Investitionen in Kommunikationsnetze und -dienste durch 
Berücksichtigung der Kosten und Risiken; 

 d) Sicherstellung einer effizienten Nutzung und Verwaltung von Frequenzen und 
Nummerierungsressourcen; 

 e) effiziente Nutzung von bestehenden Infrastrukturen. 

 3. Förderung der Interessen der Bevölkerung, wobei den Interessen behinderter Nutzer besonders 
Rechnung zu tragen ist, durch 

 a) Sicherstellung eines flächendeckenden Universaldienstes; 

 b) Schutz der Nutzer insbesondere durch ein einfaches und kostengünstiges Verfahren zur Beilegung 
von Streitigkeiten sowie ein hohes Datenschutzniveau; 

 c) Bereitstellung von Informationen, insbesondere in Form von transparenten Entgelten und 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen; 

 d) Sicherstellung von Integrität und Sicherheit von öffentlichen Kommunikationsnetzen. 

(3) Die in Abs. 2 genannten Maßnahmen sind weitestgehend technologieneutral zu gestalten. Innovative 
Technologien und Dienste sowie neu entstehende Märkte unterliegen nur jener Regulierung, die erforderlich ist, 
um Verzerrung des Wettbewerbs zu vermeiden und die erforderlich ist, um die Ziele dieses Gesetzes zu 
erreichen. 

(4) Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft umgesetzt: 
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 1. Richtlinie 2002/21/EG über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze 
und -dienste (im folgenden: Rahmenrichtlinie), ABl. Nr. L 108 vom 24. April 2002, S 33, in der 
Fassung der Verordnung (EG) Nr. 717/2007 (im Folgenden: Roaming-Verordnung), ABl. Nr. L 171 
vom 29.6.2007, S. 32, 

 2. Richtlinie 2002/20/EG über die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste (im 
folgenden: Genehmigungsrichtlinie), ABl. Nr. L 108 vom 24. April 2002, 

S 21, 

 3. Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen 
Kommunikationsnetzen und -diensten (im folgenden: Universaldienstrichtlinie), ABl. Nr. L 108 vom 
24. April 2002, S 51, 

 4. Richtlinie 2002/19/EG über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen 
Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung (im folgenden: Zugangsrichtlinie), ABl. Nr. L 108 vom 
24. April 2002, S 7, und 

 5. Richtlinie 2002/58/EG über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre 
in der elektronischen Kommunikation (im folgenden: Datenschutzrichtlinie), ABl. Nr. L 201 vom 
31. Juli 2002, S 37; 

 6. Richtlinie 2006/24/EG über die Vorratsspeicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich 
zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt 
oder verarbeitet werden, und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG, ABl. Nr. L 105 vom 13. April 
2006, S 54. 


